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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/871 

Bericht über die bayernweiten Ergebnisse des 
Projekts "Bürgerarbeit" 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, schriftlich 
und mündlich im Ausschuss für Arbeit und Sozia-
les, Jugend, Familie und Integration über die bay-
ernweiten Endergebnisse der vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales initiierten Modellpro-
jekte „Bürgerarbeit“/„Job Perspektive“ zu berichten, 
sobald diese vorliegen.  

Insbesondere soll dabei auf folgende Fragen ein-
gegangen werden, 

─ Welche weiteren Schritte sind nach dem Auslaufen 
des Projekts geplant? 

─ Welche Veränderungen werden bei einem Fortfüh-
ren des Projekts in Erwägung gezogen? 

─ Wurden seit 11. November 2004 weitere Projekte 
„Bürgerarbeit“, zu den bis dahin 13 Modellprojek-
ten noch hinzu, von der Staatsregierung unter-
stützt bzw. durchgeführt? 

─ Welche Tätigkeitsfelder die Bürgerarbeiter in Bay-
ern hatten? 

─ Gab es feststellbare Verdrängung oder Ersetzung 
regulärer Beschäftigung? 

─ Welche Ergebnisse zeigt die Begleitforschung? 

─ Wurden durch das direkte Coaching eines Mitar-
beiters der Agentur für Arbeit die Vermittlungs-
chancen des Bürgerarbeiters bzw. der Bürgerar-
beiterin auf dem ersten Arbeitsmarkt messbar ge-
steigert? 

─ Welche Mittel werden für eine mögliche Weiterfüh-
rung des Projekts eingeplant? 

 

Berichterstatterin: Gabi Schmidt 
Mitberichterstatter: Dr. Gerhard Hopp 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
federführend zugewiesen. Weitere Ausschüs-
se haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 10. Sitzung am 20. März 2014 bera-
ten und e i n s t im m i g  mit den in I. enthalte-
nen Änderungen Zustimmung empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 

 


